Interessengemeinschaft Jungen, Manner und Vater
(IG-IJMV)

22. FEBRUAR 2017

Wahlpriifsteine

ZeitgemadBe Geschlechterpolitik™

Sehr geehrte Damen und Herren des Parteivorstands,

zur Einstimmung der Wahlerschaft im Vorfeld zur Bundestagswahl 2017 bitten wir den
Parteivorstand Ihrer Partei um die Beantwortung untenstehender Fragen.

1) ZeitgemidBe Geschlechterpolitik

Das Grundgesetz benennt in den Grundrechten unter Artikel 3: ,Mdnner und Frauen sind
gleichberechtigt" und ,Niemand darf wegen seines Geschlechtes...benachteiligt
oder bevorzugt werden."

Die bundesdeutsche Geschlechterpolitik legt jedoch ihren Fokus nahezu aus-
schlieBlich auf Frauen. Die Bedlrfnisse von Jungen, Mannern und Vatern werden von
ihr weder gesehen noch behandelt. Es ist an der Zeit, zukiinftig Geschlechter-politik
in einem ganzheitlichen Ansatz zu verstehen.

Frage:
Ist Ihre Partei bereit, zeitgemaBe Geschlechterpolitik als Politik auch fur die Bedlirf-

nisse von Jungen, Mannern und Vatern umzusetzen?

Wird Ihre Partei dies in das Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017 aufnehmen, um es in

einen Koalitionsvertrag bzw. ein Regierungsprogramm zu Uibernehmen?
Fir eine sinnvolle Geschlechterpolitik ist die Situation jedes Geschlechts zu berticksichtigen.
Daher verfolgen wir den Ansatz des Gender Mainstreamings, also bei allen politischen
Handlungen die Auswirkungen auf die Geschlechter zu analysieren und zu berticksichtigen. In
vielen Bereichen sind Frauen benachteiligt. Wir arbeiten dafiir, das zu andern. Dazu gehéren
beispielsweise die vielfaltigen Hindernisse fiir eine eigenstandige Existenzsicherung von Frauen.
Daher setzen wir uns fiir mehr Gleichberechtigung auf dem Arbeitsmarkt ein, mehr weibliche
Flihrungskrafte, die Umwandlung der sogenannten Minijobs in sozialversicherungspflichtige
Beschaftigung, die Veranderung des Ehegattensplittings hin zu einer Familienférderung,
Entgeltgleichheit. Auch flexiblere Arbeitszeiten halten wir flir einen mdglichen Weg raus aus der
althergebrachten Norm - Vollzeit fir Manner, Teilzeit fir Frauen und zwar ab der Geburt des
ersten Kindes und dann ein Erwerbsleben lang.

Die Verfassung spricht ausdriicklich von ,,Gleichberechtigung" fiir Manner und Frauen. Damit
ist Chancengleichheit fur Frauen und Manner gemeint, nicht Ergebnisgleichheit.
ZeitgemaBe  Geschlechterpolitik vermeidet daher die irreflhrende Bezeichnung
»Gleichstellung®.

Frage:



Ist Thre Partei bereit, Geschlechterpolitik zeitgemdB in Ubereinstimmung mit dem

Grundgesetz als Politik fir Chancengleichheit zu definieren und umzusetzen?

Wird Ihre Partei dies in das Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017 aufnehmen, um es in
einen Koalitionsvertrag bzw. ein Regierungsprogramm zu ibernehmen?
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2) Bundesgleichstellungsgesetz (BGIG)

§ 19 Bundesgleichstellungsgesetz (BGIG) spricht nur Frauen das aktive und passive
Wahlrecht zu. Manner werden vom Wahlrecht ausgeschlossen.

Frage:
Ist Ihre Partei bereit, das BG/G dahingehend zu andern, dass Manner und Frauen durch

das Bundesgleichstellungsgesetz zukinftig gleichbehandelt werden?

Wird Ihre Partei dies in das Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017 aufnehmen, um es in

einen Koalitionsvertrag bzw. ein Regierungsprogramm zu ibernehmen?
Gleichstellungspolitik muss sich an alle Geschlechter richten. Auch Manner werden durch
Geschlechterstereotypen und Rollenzuschreibungen eingegrenzt. Dies lasst sich allerdings nicht
mit der strukturellen Diskriminierung von Frauen (ablesbar etwa an der unterschiedlichen
Verteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit, Geld, beruflichen Positionen) vergleichen. Diese zeigt
sich sowohl in der Privatwirtschaft als auch im Offentlichen Dienst. Daher ist es derzeit aus
unserer Sicht gerechtfertigt, dass Gleichstellungsbeauftragte gegen diese Benachteiligungen
aktiv sind und hierflr nur Frauen das aktive und passive Wahlrecht zusteht.



3) Benennung des Bundesministeriums und paritatische Besetzung

Das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
ist in ex-kludierender Weise organisiert: Manner werden weder im Namen genannt
noch existieren zustédndige Referate noch Ansprechpartner fiir Jungen, Manner und
Vater. Die legitimen Bediirfnisse von Jungen, Mannern und Vatern verbleiben so
unsichtbar; dies ist nicht mehr zeitgemag.

Fragen:
Ist Thre Partei bereit, das zustandige Bundesministerium in einem inklusiven Ansatz neu zu

benennen?

Ist Ihre Partei bereit, im zustandigen Ministerium Referate flir Jungen, Manner und Vater zu
schaffen?

Wird Ihre Partei dies in das Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017 aufnehmen, um es in
einen Koalitionsvertrag bzw. ein Regierungsprogramm zu ibernehmen?

Das Bundesministerium fur Frauen, Senioren, Familie und Jugend nennt in seinem
Organigramm ein Referat Gleichstellungspolitik fir Jungen und Manner
(https://www.bmfsfi.de/blob/100814/ecc38f0ad709b232092f16d2a8c796f7/pdf-organigramm-
data.pdf). Vielfaltige Veranstaltungen und Initiativen adressieren die Lebenswelt von Jungen,

Manner, Vatern. Auch auf der Homepage des Ministeriums finden sich verschiedene
Aktivitaten (https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/gleichstellung/jungen-und-maenner).

Das Bundesgleichstellungsgesetz (BGIG) sieht fir alle Bundesbehdrden eine ge-
schlechterparitdtische Besetzung fiir alle Fihrungsebenen vor. Dies ist im BMFSF] nicht
umgesetzt.

Frage:
Ist Ihre Partei bereit, die Fihrungsebenen im zustdndigen Bundesministerium mit

Frauen und Mannern geschlechterparitatisch im Einklang mit dem BGIG zu beset-
zen?

Wird Ihre Partei dies in das Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017 aufnehmen, um es in
einen Koalitionsvertrag bzw. ein Regierungsprogramm zu Uibernehmen?

Wir setzen uns fur die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Mannern an
Flhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im Offentlichen Dienst ein. Die Mannerrunden
in den Fuhrungsetagen sind nicht mehr zeitgemald. Wir brauchen mehr Vielfalt auf allen
Ebenen.


https://www.bmfsfj.de/blob/100814/ecc38f0ad709b232092f16d2a8c796f7/pdf-organigramm-data.pdf
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Modernisierung des Familienrechts™

Sehr geehrte Damen und Herren des Parteivorstands,

zur Einstimmung der Wahlerschaft im Vorfeld zur Bundestagswahl 2017 bitten wir den
Parteivorstand Ihrer Partei um die Beantwortung untenstehender Fragen.

1) Modernisierung des Familienrechts

Heute organisieren sich viele moderne Familien partnerschaftlich. Mitter und Vater
regeln gemeinsam, wie sie ihre Kinder betreuen und wie sie flir sie sorgen. Dieser
partnerschaftliche Ansatz endet jedoch haufig im Falle einer Trennung. Dann gilt
stereotyp ,einer betreut — einer bezahlt" — ein nicht mehr zeitgemaBer Ansatz aus
den 50er Jahren des letzten Jahrhunderts. Viele Frauen und Méanner wiinschen sich
eine
Modernisierung und Neuregelung des deutschen Familienrechts
fir Nachtrennungsfamilien.

Die partnerschaftliche Aufteilung von Betreuung und Unterhalt muss auch fir
Nachtrennungseltern mdglich werden.

Die bundesdeutsche Familienpolitik darf nicht mehr ausschlieBlich den Fokus auf
Lintakte" Familien legen, sondern muss Familie systemisch verstehen lernen und
sich deutlich auch Nachtrennungsfamilien und ihren Bedirfnissen widmen.

Familie besteht vor, wahrend und nach einer Trennung.
Elterliche Verantwortung besteht lebenslang.

Der Europarat stimmte in seiner Resolution Nr. 2079 / 2015 einstimmig fir gleich-
berechtigtes Betreuen der Kinder als Standard flir Nachtrennungsfamilien.

Frage:
Ist Ihre Partei bereit, die zeitgemdBe Neuregelung des Familienrechts fur Nachtren-

nungsfamilien in das Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017 aufzunehmen?

Wird Ihre Partei dies in einen Koalitionsvertrag bzw. ein Regierungsprogramm Uber-
nehmen?

Ausgehend vom Kindeswohl ist es grundsatzlich sehr zu begrilRen, wenn beide Elternteile die
Betreuung des Kindes weiter flihren wollen. Dass sich Mutter und Vater im Scheidungsverfahren



Uber die elterliche Sorge streiten, soll nicht ausreichen, das Sorgerecht — mit Konsequenzen flr
die Unterhaltsverpflichtungen — nur einem Elternteil zuzuteilen. Entscheidend ist, ob sich die
Differenzen der Eltern negativ auf das Kind auswirken. Es gibt Kinder, die gut mit andauernden
Auseinandersetzungen zwischen Mutter und Vater umgehen kdnnen. Andere hingegen leiden
stark darunter, was sich in verschiedensten Formen manifestieren kann. In einem solchen Fall
muss man ernsthaft prifen, ob das Sorgerecht einem Elternteil allein zustehen soll. Probleme
bereitet die aktuelle Gesetzeslage in den Fallen, in denen der getrennt lebende Elternteil mehr
als das Ubliche Mall an Umgang und Betreuung Ubernimmt, aber keine halftige Betreuung
Ubernehmen kann. Der Gesetzgeber muss hier priifen, wie und ob eine gesetzliche Anderung
vorgenommen werden muss. Deshalb haben wir mit groRem Interesse die vom Europarat in
seiner Sitzung am 02. Oktober 2015 verabschiedete Resolution zur Starkung der Rolle von
Trennungsvatern und zur Beseitigung bestehender Diskriminierungen im Familienrecht zur
Kenntnis genommen und analysieren, welcher Umsetzungsauftrag sich fur Deutschland daraus
ergibt.

2) 7. Zusatzprotokoll der Europdischen Menschenrechtskonvention (EUMK):

Im 7. Zusatzprotokoll zur EUMK werden den Eltern gleiche Rechte in Bezug auf ihre
Kinder zugestanden - fur die Zeit wahrend und nach Auflésung der Ehe. Die BRD
unterzeichnete das Protokoll bereits 1984.

44 europadische Lander ratifizierten das Protokoll. Die Ratifizierung durch die BRD steht bis
heute aus.

Frage:
Ist Thre Partei bereit, die Ratifizierung des 7. Zusatzprotokolls der Europaischen

Menschenrechtskonvention in das Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017 aufzu-
nehmen?

Wird Ihre Partei dies in einen Koalitionsvertrag bzw. ein Regierungsprogramm ulber-
nehmen?

Artikel 5 des 7. Zusatzprotokolls der Europaischen Menschenrechtskonvention regelt
richtigerweise, dass hinsichtlich der Eheschlielung, wahrend der Ehe und bei Aufldsung der Ehe
Ehegatten untereinander und in ihren Beziehungen zu ihren Kindern gleiche Rechte und
Pflichten privatrechtlicher Art haben. Diese Forderung ist eindeutig unterstitzungswert. Was die
Ratifizierung des Protokolls betrifft, sprechen wir uns generell flir die Ratifizierung aller
menschenrechtlicher Abkommen (inklusive Zusatzprotokolle) aus.

3) Vaiterforschung:




Es existieren in Deutschland keine gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnisse zu den
Lebenswirklichkeiten von getrennt erziehenden Vatern - fur getrennt erziehende
Mutter existieren etliche Studien.

Frage:
Ist Ihre Partei bereit die Durchfiihrung von Vdterforschung in das Wahlprogramm zur

Bundestagswahl 2017 aufzunehmen?

Wird Ihre Partei dies in einen Koalitionsvertrag bzw. ein Regierungsprogramm Uuber-
nehmen?

Wir setzen uns seit Langem dafiir ein, den von Trennung und Scheidung betroffenen
Familien, den allein- oder getrennt Erziehenden oder den Patchworkfamilien mehr
Aufmerksamkeit zu widmen und diese starker zu unterstitzen. Wir wollen
Geschlechterforschung in Ganze starken und ihre Marginalisierung, was die Forderstrukturen
anbelangt, dberwinden. Denn bis heute ist die Férdersituation von Geschlechterforschung
hierzulande prekar. Es gibt keine systematische und kontinuierliche Forschungsférderung.
Die Unterreprasentanz von Geschlechterforschung verknappt Vielfalt von
Forschungsperspektiven. Wir schlagen in dem parlamentarischen Antrag
~Wissenschaftsfreiheit fordern, Geschlechterforschung starken, Gleichstellung in der
Wissenschaft herstellen” (18/11412) verschiedene MalRnahmen vor, um Abhilfe zu schaffen.
So zum Beispiel im Forschungsministerium ein Forschungsprogramm fir das Wissensgebiet
Geschlechterforschung aufzulegen, bei dessen Erarbeitung auch Expertinnen und Experten
der Fachszene aktiv eingebunden werden und teilhaben sollen.

4) Definition von Vaterschaft als biologische Vaterschaft:

Das Birgerliche Gesetzbuch (§ 1592 BGB) definiert Vaterschaft tiber den Familienstand.
Diese Definition stammt aus dem Jahr 1896 und ist nicht mehr zeitgemas.

Frage:
Ist Ihre Partei bereit, die gesetzliche Definition von Vaterschaft zeitgemaB (iber die

biologische Abstammung in das Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017 aufzu-
nehmen?



Wird Ihre Partei dies in einen Koalitionsvertrag bzw. ein Regierungsprogramm lber-

nehmen?
Wir stellen Kinder in den Mittelpunkt und wollen ihre Rechte starken. Daher steht fur uns auch
die Frage im Vordergrund, wer elterliche oder eine den Eltern dhnliche Verantwortung fir die
Kinder Gbernimmt. Familie ist fiir uns da, wo Kinder sind. Uber 30 Prozent aller Familien, in
denen minderjahrige Kinder leben, sind keine Ehen, sondern: nichteheliche Familien,
Alleinerziehende mit Kind, Patchwork-Familien oder Regenbogenfamilien. Fir viele dieser heute
selbstverstandlichen Familienkonstellationen gibt es keinen klaren Rahmen, der ihre Rechte
benennt und ihre Familienform absichert. Wir wollen das Familienrecht weiterentwickeln und fur
diese Familien ein Angebot schaffen, das sie in ihrer Verantwortung als Eltern rechtlich starkt
(Rechtsinstitut der elterlichen Mitverantwortung). Damit wollen wir klar regeln, welche Rechte
und Pflichten, beispielsweise in der Schule, beim Arztbesuch oder im Alltag, aber auch welche
Verantwortung fur das Kind die leiblichen und die nicht leiblichen, aber miterziehenden Eltern
haben.

5) Familie steuerlich anerkennen:

Das deutsche Einkommensteuergesetz erkennt Nachtrennungsfamilien nicht vollumfanglich
als Familien an und verweigert ihnen steuerliche Entlastungen (im Vergleich zum
Ehegattensplitting bei Alleinverdiener-Ehen).

Weder der finanzielle Aufwand zur Betreuung der Kinder in zwei Haushalten noch der durch
den Kindesumgang entstehende Aufwand werden berlicksichtigt.

Dies flihrt zu erheblicher Ungleichbehandlung fiir Trennungskinder im Vergleich zu ehelichen
Kindern.

Frage:
Ist Ihre Partei bereit fiir eine angemessene steuerliche Entlastung auch fiir

Nachtrennungsfamilien im Einkommensteuerrecht zu sorgen?

Wird Ihre Partei dies in das Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017
aufnehmen, um es in einen Koalitionsvertrag bzw. ein Regierungsprogramm zu
iibernehmen?

Mit dem Kindergeld-Bonus garantieren wir, dass Kinder in Familien mit niedrigem
Einkommen und Alleinerziehende das bekommen, was sie zum Leben brauchen und ihre
Bedarfe tatsachlich deckt — und zwar aus einer Hand und ohne es beantragen zu mussen.
Das Ehegattensplitting ersetzen wir zukilnftig durch eine Kindergrundsicherung, die
Kindergeld und Kinderfreibetrage zusammenfasst. Davon profitieren vor allem auch
Nachtrennungsfamilien, bei denen das Ehegattensplitting ohnehin wegfallt. Wir beenden die
Ungerechtigkeit, dass Eltern mit hohen Einkommen mehr finanzielle Unterstitzung fur ihre
Kinder bekommen als Eltern mit mittleren Einkommen. Und wir entlasten Familien mit
mittlerem Einkommen. Eltern, die heute bereits verheiratet oder verpartnert sind, kdnnen
zwischen dem alten Ehegattensplitting und dem neuen Familientarif plus
Kindergrundsicherung wahlen. Dariber hinaus fordern wir bei der Mindestsicherung eine
bessere Berlcksichtigung der Bedarfe von Kindern, die in den Haushalten beider Eltern
leben.



Die Interessengemeinschaft Jungen, Manner und Véter (1G-JMV) wird in den nachsten
Monaten die eingehenden Antworten der Parteien auswerten und dementsprechend Uber die
Sozialen Netzwerke Wahlempfehlungen aussprechen.

Die vollzahlige Aufzahlung der Wahlprifsteine ,Familie® finden Sie unter:
www.lg-jungen-manner-véter.de

Wir bedanken uns fiir Ihre Aufgeschlossenheit und Ihre Kooperation, stehen fiir Fragen gerne
zur Verfligung und verbleiben

mit freundlichen GriifRen

Gerd Riedmeier
Sprecher



http://www.ig-jungen-männer-väter.de/

